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Einleitung 

" Grundsätzlich kommt es darauf an, den riesenhaften Kuchen handgerecht zu z&e- 
gen. damit wir ihn erstens beherrschen, zweitens verwalten und dnitens ausbeuten 
können." l 

Der Ausbeutung der Ressource "Arbeitskraftn galten im zweiten Weltkrieg die 
besonderen Ansirengungen der nationaisozialistischen Politik. Nur so war der 
ungeheure ökonomische Aufwand zu bewältigen, der mit der Kriegftihning verbunden 
war. Opfer der Beschaffung von Arbeitskraft waren die a u s W s c k n  Zivllsrbeim 
und Kriegsgefangenen; ihre Zahl betrug im Mai 1341 Ca. 3 Millionen und sie Sieg bis 
zum Mai 1944 auf 7,l Millionen Menschen an. * Insgesamt haben während des 
Zweiten Weltkriegs Ca. 12 Millionen Zivilarbeiter aus den besetzten Gebieten fnt W 
Gro0deutsche Reich gearbeitet 3. Im He& 1944 stand an fast &dem dritten 
Arbeitsplatz ein Ausländer oder eine Ausliinderin 4. Auf diese Weise ließ es sich so 
weit wie moglich vermeiden, die an die Front geschickten hilanner durch Frauen im 
RFoduktionsprozeß zu ersetzen. 

Diese Zahlen geben einen ersten Hinweis darauf, &B es im Deutschen Reich und in 
den von den Deutschen besetzten Gebieten zahlreiche Unterkünfte für 
Kriegsgefangene und Zivilarbeiter gegeben haben muß. Die Dokumentation ''Das 
n a t i o n a l s o z ~ h e  Lagersystemn belegt dies inzwischen auch eindrucksvoll. In 
der Wissenschaft wird inzwischen vorgeschlagen, je nach Funktion der Lager, nach 
Kriterien fllr &s Ausmaß der Repression und Reglementkning der Lag&- 
sowie nach der Integration der Arbeitskräfte in die Arbeitsstatten 15 Typen van 
Lagem, 2.B. Konze~tratidagem und deren Auiaenkommandos. Sonderbgm, 
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Arbeitseniehungshgem usw., zu unterscheiden. Die Kriegsgefangenen, 
Fremdarbeiter oder sonstigen Lagerinsassen waren während des Krieges durch ihren 
tliglichen Arbeitseinsatz Teil eines Ortsbildes und Teil des Betriebsailtags; sie dürften 
insoweit auch nicht aus dem Bewußtsein der damals lebenden Bevölkerung 
wegzudenken gewesen sein. 

L Foiscbuagsstand in Hessen 

Nachdem 1983 erstmals die Fraktion der Partei "Die Grünen" in den Hessischen 
Landtag eingezogen war, brachte diese noch im selben Jahr eine große Anfrage 
betreffend Konzientrationslager und andere Lager des NS-Regimes in Hessen ein. In 
ihrer Antwort hatte die Hessische Landesregiemng auf den unzureichenden 
Wissensstand hingewiesen und daraufhin in den folgenden Jahren eine Reihe von 
Forschungsvorhaben unterstützt. Auf eine erneute Große Anfmge der Fraktion der 

I I 

"Grünen" im Hessischen Landtag 9. in der auf die Notwendigkeit hingewiesen wird, j 

die NS-Vergangenheit in Hessen weiterhin aufzuarbeiten, verwies die Hessische 1 

Landesregierung zwar auf die inzwischen umfangreichen Forschungsaktivitiiten in 
Hessen; sie stellte aber erneut fest. da6 bis heute zu so wichtigen Gebieten wie der 
Geschichte der Konzentrationshger bzw. ihrer Außenkommandos sowie der 
Zwangsarbeiterhger Darstellungen noch fehlen. l0 

r I 
L 
I Während die Situation der Kriegsgefangenen und Zwangwbeiter fiir das Gebiet des 

Deutschen Reiches in einigen Untersuchungen ausschnittsweise gut dokumentiert ist, ! 

beschiiftigen sich nur wenige Studien mit der Situation in Hessen. Die Publikation 
von Sven Beckert l2 gilt dem ArbeitsaUtag wtlhrend des Zweiten Weltkrieges in der 1 
Indushiacgion Offenbach-FWurt. Im Anhang der Arbeit werden die Betriebs- und 

. '1 weitere Lager dieser Region aufgefuhrt. Die von der Fraktion "Die Grünen" 
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, Für den Bereich einer mittelgroßen Stadt in Hessen. der Heimatstadt des Jubilars: 
Gießen, wollen wir einen ersten Beitrag vorlegen, der sich der Lager für Zwangs-, 
Fremd- und Zivilarbeiter widmet und mit dem vielleicht weitere Arbeiten angeregt 

-Gießen sowie auf wenigen Interviews mit Zeitzeugen. 

IL Einrichtung des Lagersystems 

Neben den vielfältigen Typen von Lagern 17, die von den nationalsozialistischen 
Machthabern bereits in Friedenszeiten errichtet worden waren, mtcn nach 
Kriegeginn Lager für Kriegsgefangene und für Zivilarbeiter sowie Zwangarbiter- 
lager. Eine wesentliche Folge des Krieges gegen Polen war der Abzug an - 

Arbeitskräften 18. Was mit dem Krieg gegen Polen begann, wurde spiiter im Westen 
fortgesetzt: Kriegsgefangene und Zivilarbciter wurden als notwendige ArbeitWfte 
verschleppt und rekrutiert. Auf diese Weise konnte die Kriegswirtschaft im Deutschen 

NS-Pblitik zunkhst einmal gegen die NS-Ideologen durchgesetzt unä so den 
Opferwillen der Heimatbev<)Ikemng nicht weiter strapazieren müssen. Die als 
ibwfanatiker zu bezeichnenden Kreise hatten sich zuntkhst nämlich gegen den 
Einsatz Fremder in den Betrieben gewandt: sie hatten darin "voikspolitische OeZahren* 
gesehen und eine "Vermischung der Rassen" sowie eine "Verunreinigung des 

; deutschen ~iutes"  durch den "fremdv6ikiscbn Arbeitseinsatz" befürchtet. N e h  
diesen rasseideologischen Einwänden gab es aber auch Einwände, die auf die ais , 

13 Heum hinter SWkldrahi". Verdringt und Vergessen: KEa, Lager. Au&nkommandos. h q .  von der 
Fraktion "Die GiQKn" im Landta$Mess«i. Ffm. 1984 

14 Ibi4S.M 
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16 S.162.551,552 
17 vgl. ihs NS-Ligersyttcm ra.0.. S. IX ff. 
18 So@-&riehte, Nw. 1939. S. 1065 f. 



zwar insbesondere auf Sicherheitspmblerne sowie auf die mangelnde Produktivitrt der 
Fremdarbeiter. verwiesen. l9 War nun die Rekrutierung von Kriegsgefangenen und 
Zwgngsubeitcr aus ökonomischen GrUnden nicht zu umgehen, so galt es. den 
Aufenthait der Polen entsprechend den Vorstellungen der nationalsozialistischen 
Rassetheoretiker zu gestalten. Am 8. Nlän 1940 ergingen deshalb die sog. 
Polenerlasse, die die Arbeits- und Lebensbedingungen der polnischen Zivilarbeiter 
regelten. Im wesentlichen ging es dabei um ein umfassendes System der 
Beaufsichtigung und Repression der polnischen Arbeiter 20. Diese Erlasse waren 
später das Vorbild für die sog. Ostarbeitererlasse im Jahre 1942. als die Rekrutierung 
von Zivilarbeitem mit der Ausweitung des Krieges auf die Gebiete im Osten und 
SWsten Eumpas erstreckt wurde. 

Zivilarbeiter aus West- und Südeuropa, aber auch aus Ungarn und der Slowakei, 
waren de jure zunächst den deutschen BeschWgten gleichgestellt. Erst im weiteren 
Verlauf des Krieges wurden auch sie einer strtngeren Aufsicht unterworfen. Ihnen 
gegenüber nahmen die Repressionen allerdings zu keiner Zeit das Ausmaß an. das die 
polnischen oder sonstigen Ostarbeiter zu erleiden hatten. 

in den Gießener Akten spiegelt sich ein Stück weit die von den verschiedenen 
Erkisen geforderten Einschränkungen und Diskriminierungen der sog. Ostarbeiter 
aaich für den Lebensalltag der Ostarbeiter in Gießen wider. An einigen Beispielen Iaßt 
sich nachvoliziehen, wie die strengen Reglementierungen vor Ort umgesetzt wurden 
und wie Teile der Gießener Bevölkerung darauf reagierten. 

I iii. Wie Gießener Lager 

la. Kartierung und Legende 

19 Das NS-Lagemystem a.a.0.. S. XXX 
20 Herben, Frandarbeiter. S. 76 
21 Herben. Fmndar4eiter.S. 98 ff. 







über die im Stadtbezirk Gießen beschstigten ausländischen Arbeiter 23 
nd: 10.07.1944 

Zahl der auslilndischen Arbeiter 

i. Lagern privat Gesamtzahl 
männl. weibl. männl. weibl. 

Belgien 
Bulgarien 
Dtine3nal.k 

Italien 
M e n  
Litauen 
Niederlande 
Norwegen 
rnkn 
Rumänien 
Srowrikei 
Sta;ibenlos 
TWei  
Ungarn 
UdSSR 

790 216 320 234 1.560 
ICimler verschiedener Nationalität (bis 14 Jahren) 50 



Die Tabe- bckgtn zum Teil, welche Firmen und öffentlichen Institutionen 
ßefangme bcschHtigt haben und wo sonstige aushdischtn h i t d a U b  eingesetzt 
~ . V ? a n B a i ~ 1 . 6 0 8 ~ ~ ~ i i n d ~ ~ d t t t ~ g  1/3 
p r w s i t ~ t , d k e a a a e i w i w g a d e n i n  W, 

Institetionen befanden. Wir muten. das der BegM 
&h von dem I n t w  der M t g e b e r  herieitct, das sie an &W 

~ k r b e i ~ h a t t e a . D e r ~ i e t i n d e r v o n w r s ~  
Lkram anmmten nicht bekgt. Soweit Gastwirtschaften als Lager aufgeführt sind, 
wird es sich um Sanimellager füt Firmen gehandelt haben. 

2. Kriegsgefangenenlager 

Im Landesubeitsamtsbezirk Hessen waren die Kriegsgefangenen in drei Stammlagern 
(abgelrilnt: Stalag) untergebracht. 24 Diese Lager waren jeweils auf der Ebene der 
Arbeitsamtsbziie angesiedelt, was ihre arbeitsmarkpolitische Bedeutung beiegt. Im 
Lager Ziegenhdn, federführendes Arbeitsamt war Marburg, mit 2.708 im Lager 
untergebrachten und 36.435 in Arbeit eingesetzten Gefangenen. welche in sonstigen 
Lagern oder privaten Quartieren untergebracht waren; im Lager Dietzf Lahn. 
federlhrendes Arbeitsamt Limburg, mit 7.122 im Lager untergebrachten und 24.008 
in Arbeit stehenden Gefangenen, sowie &s Lager Wegscheide mit dem 
feddühxenden Arbeitsamt Hanau. In diesem Lager wohnten 1.690 Gefangene. 13.479 
waren zur Arbeit eingesetzt. 25 

Stammlager waren Lager der Wehrmacht, in denen Kriegsgefangene interniert sowie 
Mannschaften und Unteroffiziere untergebracht wurden. In den Stammlagern wwlen 
die Gefangenen registriert und zur Arbeit eingeteilt. Die Belegstärke der Stammlager 
ging von 10.000 Gefangenen aus. Diese Grenze wurde allerdings häufig überschritten, 
so da6 Nebenlager emchtet werden mußten (Teillager oder Zweiglager). Wie schon 
die Zahlen fiir die Hessischen Lager zeigen, fand der überwiegende Teil des 
Arbeitseinsatzes außerhalb des jeweiligen Stammlagers statt. Zu diesem Zweck 
wurden die Gefangenen zu Arbeitskommandos zusammengefaßt und in Unterkünften 
am oder in der Nahe des Arbeitsplatzes untergebracht. In der Land- und 
Forstwirtschaft arbeiteten Kriegsgefangene auch einzeln. Sie wohnten dann direkt bei 

24 Stichtag: 15. AM11941 
25 Das Dt. Reich und der 2. Weltkrieg. hrgs. vom Militargeschichtlichen Fonchungsmt. Stuttpait 1985. 

Bd. 5.1. Halbband, S. 777. 



a. Die Emchtung des Kriegsgefangenenlagers am Philosophenwald 

Am 14. Mai 1940 wandte sich der Gießener OberWrgermeister Ritter an den 
Kommandoführer der Heeresgruppe G in Gießen mit dem Antrag, ein 

29 SIAG 242. 
, , 30 SWOi 77s. 
+ 31 StAGi7iS. 
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Gefangenenlager in Gießen einzurichten. Bereits vor dem Krieg war im Einvernehmen 
mit der Standorivenvaltung geplant, eine gröSere Sportanlage mit Schwimmbad in den 
Wiesen hinter dem Amtsgericht, dem heutigen Komplex Schwanenteich und 
Schwimmbad an der Ringallee, zu errichten. Der daPt befindliche Teich soiite in einer 
Breite von 200 Meter und einer Länge von 1.000 Meter erweitert werden, um allen in 
Gießen liegenden Truppenteilen Gelegenheit zum Baden und Schwimmen zu geben. 
Eui Teil des vorderen Geländes war fUr die Z i~ i lbe~( Ike~ng  und die Durchführung 
von sportlichen Veranstaltungen gedacht. Drei p 6 e  SjxxipUtze sowie eine große 
neue Schwimmhalle soiiten sowohl fUr Zivil - wie auch Milittlr-Sportveranstaltungen 
dienen. 32 

Die notwendigen Kaaallegungen, sowie die Umgehungs- und Zufahrtssira6en wurden 
bereits 1939 begonnen, mu6ten bei Beginn der Arbeiten am Westwall eingeschränkt 
unä im Sommer 1939 ganz stiilgelegt werden. 33 Da kriegsbedingt keine Arbeitskräfte 
zur Verftigung standen, sollten die Arbeiten nun durch Gefangene erledigt werden. 

Mit seinem Schreiben vom 14.05.1940 reagierte der OberbUrgenneister im Hinblick 
auf die Kriegsereignisse schnell und war ganz offenbar voller Zuversicht, da0 die 
Deutsche Wehacht  künftig weiter siegen und eine ausreichende Anzahl von 
Kriegsgefangenen erbringen werde. Die Besetzung Norwegens war zu diesem 
Zeitpunkt noch im vollen Gange, der sog. Westfeldzug am 10. Mai 1940 gerade in die 
1. Phase getreten. "Ich halte die Durchfiihrung der Arbeiten mit Gefangenen deshalb 
für besoaders günstig", so der Gießener OberbUrgerneister, "weil sich das ganze 
G e M  als Gefangenenlager gut einzäunen und bewachen 1!U3i. Baracken auf dem 
G e h l e  d c h t e t  w e n  können und die Gefangenen in dem Gelände selbst 
beschäftigt werden". Frohzeitig meldete also die Sadt Gießen ihren Bedarf an, um 
sich bei den zu emmtenden Verteiiungskämpfen um die Zuteilung von Arbeitsbilften 
eine gute Ausgangsposition zu sichern. Denn erst mit Schreiben vom 5. Juli 1940 - 
nacii dem Waffenstillstand vom Compibgne am 22. Juni 1940 - teilte der 
Reiasminister des Innem den Verwaltungen mit, daß nunmehr das Oberkommando 
derwehacht  den Einsatz von Kriegsgefangenen aus den Kämpfen an der Westfront 
für mtiiche Wehdaeise freigegeben habe. 35 

-b hsnc der Gießener Kommandant das Schreiben vom 14.5.40 zuniichst noch 
ni#t beantworten können, er stellte stattdessen anheim, den Antrag in Ca. 14 Tagen 



den stßstllcßiea 

voin 21. Juni, das 

~ g ~ t ,  in- köMten die fOr die Emchtung gcttermter 
* r f m c h e n  QppeIm Kosten m i e d e n  werden. 38 

Der Antrag wurde schlietüich positiv beschieden. Der Stadt wurde dmh die 
W-ht ain 29. August 1940 mitgeteilt, das I h m h m m t  in cbkshrg sei 

. vieniiaast wmdcn, sd&t für üie Emchtung eines Gefangadagm n#mkh elser 
6; Wmch für 300 Mann, einer Wirtscid-ke und einer Id&hmm Bm&e zur 

i@tdwhgui~ der Wache zu mgm. Das Sradhumt &C Stadt C i i d h  habe 
mwm@gücb die Vorbereitungen Mr das Aufsdilrgen der Baraclken pi M e n  d 

1 c b r t o ~ ~ ~ f ~ r e ~ g s e i ~ ~ l a t a z u ~ t e n . ~ 9 1 ) a s ~ ~ m d & ~  
, im S-. 1940 ds "Lager f h i m w a M n ,  also niest an dem von der 
- mpibgdi  wrgmhbgemn OH einmhtet. fZber die C3rCtaBc, Uie ni 
,:. dindtnaig führten, ist den AkgeR aüeiüings nichts zu entmihnen. Noch im Oktabr 

saämn das Qger &@km, wie anti R6XRnm- dts~ 8uhdt-a vom 
23.10.1940 Ltber gdkferte Eg>richtuagsgege~~~ (Mobel. Dcckcn uml W- 

.; M-e)belegen.40 

b. Der Streit um den Einsatz von Kriegsgefangenen 

Die Stadt G i e n  stm.e nach Einrichtung des Knegsgefangenenlagers einen 
Oetsngmn Alr Tkfbmadwiten ein. Ende November 1940 of&&ste dca 
Kriegsgefangener durch die Stadt Gießen 90 das eigentliche M& des ObaWrgw- 

36 Ibid. 
37 W., 81.3 
38 Ibld.,Bl. S 
39 ibid., Bi. 7 
40 SaAGi77S 



L 
L I  

meisters, das er mit der Anforderung an das Arbeitsamt und an das Stammlager 
verbunden hatte: Die Beschaffung der knappen Ressource Arbeitskraft für eigene 
Zwecke der Stadt stand nun im Vordergrund; die gemeinsame Sportanlage mit der 

i 
Wehrmacht war völlig aus dem Blickfeld geraten, diese Arbeiten stagnierten. Darauf- 1 
hin kam es zum KonfM zwischen Oberbbgermeister und öen für die Verteilung &X i 
ArbeitskMe niständigen Steilen. Um dies nachvollziehen zu können. soll vorab das 3 

Verfahren im einzelnen beschrieben werden. 

ArbeitskMe aus dem Reservoir der Kriegsgefangenen und Zivilarbeiter durften j 
g r d s W i c h  nur fUr sog. kriegswichtige Aufgaben verwendet und nicht anderweitig 4 
"vergeudetn werden. Deshalb unterlag ihr Einsatz einem Genehmigungsverfahren. an 3 
dem das zuständige Arbeitsamt, das Landembeitsamt und, soweit es sich um Bau- 
maßnahmen handelte, der Generaibevollmäehtigte für die Regelung der Bauwirtschaft, 1 1 

in Gießen dessen Gebiitsbeauftragter im Wehrkreis IX, Kassel, zu beteiligen waren. 
Alle diese Stelien mnSten zum Einsatz von ArbeiWten ihre Zustimmung erteilen. 
Das galt auch f[ir den Einsak der Arbeitskräfte bei Gebietskörperschaften, also auch 
für die Stadt Gie&n. Zweck der Regelung war es, den beliebigen Zugriff auf die 
Arbei- zu verbinden. Insüuktiv ist hierfii das Beispiel eines Gießener Gmen- 
besitzers, der mit Schrel'ben vom 26. Oktober 1940 den OberWrgenneister um die Zu- 
W n g  von 3-4 Kriegsgefangenen für Gartenarbeiten bat; in seinem Garten am Nah- 
rungsöerg seien im letzten Winter Ca. U) - 25 Obstbdlume eingegangen, die dringend 
e~tfenit werden mü6ten. Wenige Tage später lehnte die Stadt den Antrag mit der 
Begrllndnng ab, die Gefangenen dürften nur für Arbeiten eingesetzt werden, die vom 
Gebietsbeauftragten für das Bauwesen als kriegswichtig anerkannt worden seien. 41 

Das Verfahren fUr die Zuteilung der Arbeitskräfte ist, wie sich aus einem weitem 
Alrt«isWck ergibt, 42 teilweise so gehanähabt worden, da6 Privatbetriebe von der 
Stadt die bei ihnen schliefflich beschiiftigten Gefangenen bereits vor Emchtung des 
Lagers angefodat hatten. Nhzeitige Kenntnis von den künftig zur VerfUgung 
stehenden Arbeitslatlften. so zeigt sich hier, ermoglichte den Zugriff auf diese, noch 
bevor die Gefangenen tiberhaupt eingetroffen waren. 

F3m exemphrkhen Einblick in das Verteilungsverfahren gibt das Interview eines 
Zeikeugem 43, dessen Firma während des Krieges einige Fremdarbeiter beschtlftigte. 
"In nnseren Betrieb kamen hauptsilchlich Leute aus der Landwirtschaft, was dem 

41 llia 
42 PMii 775. BI. 13 
43 hmview mit dem Seniorchef einer Ciie6ener Unternehmens dsr der Lebensmittelversorgung dient im 

A u p t  1990. 
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Charakter unseres Betriebes entsprach. Dem hat man auch vom Arbeitsamt Rechnung 
getragen und ich durfte mir die Leute selbst aussuchen, als die Russen und Pblen 
ankamen ... Wir hatten Antrage gestellt auf 3 oder 4 oder 5 Arbeitskräfb und dann 
wurden uns einige zugeteilt. Meistens nicht die volle Menge, sondern gerade das was 
gerade noch übrig war ... Die waiwi in einem großen Raum am Bahnhof - frisch 
angekommen - und witrden dort von den Herren oder Damen des Arbeitsamtes 
zugeteilt, aufgrund der Anzeige ... Man wurde dann dahin bestellt und wenn wir dann 
dahin kommen. dann seien die also da. Das war naüiriich die bequemste Art der 

3 
sofortigen Unterbringung. Die buchten nicht erst ins Lager ... wmden d o r t  auf die 
FUmen verteilt." 

Die Erhebung übet den Gefangenenbesiand vom 6. März 1941 belegt im übrigen, 
da6 die überwiegende Anzahl der Arbeitskriifte bei privaten Firmen beschäftigt war. 1 

Zum offenen Konflikt mit den Genehmigungsinstanzen und der Stadt Gießen kam es, 
als sich die Stadt Gießen EUr den Treppenumbau am SWttheater und für Kanaibau- 
arbeiten zum Anschluß Wksecks nicht dem beschriebenen Genehmigungs- verfahren 
unterzogen hatte. 45 Anfang Dezember 1940 teilte das Arbeitsamt G i e n  dem Stadt- 3 
bauamt mit, die Arbeiten der "Aufschöttung eines Dammes in der Ringallee" umge- i 

henä einzustellen, da die erforderliche Ausnahmegenehmigung des Generalbevoll- 
mächtigten fehie. Dieser W e r f e  am 16. Januar 1941 die Stadt Gießen zu einer Stel- 
lungnahme auf und wies auf den Verstoß gegen Q l der 9. Anordnung des Generalbe- 
voilmkhtigten fIir die Regelung der Bauwirtschaft vom 16.2.1940 hin, der nach 
Ziffer I1 der 2. Verordnung zur DurchfUhmng des Vierjahresplanes vom 5.1 1.1936 46 

1 unter Strafe stehe. Der Oberbiirgenneister versuchte die Angelegenheit zunaehst 
herunterzuspielen und wandte ein, der Vertrauensmann des Gebietsbeauftragten vor 
Ort, ein Regierungs-Baurat des Gießener Arbeitsamtes, auf dessen Informationen sich 
der Beaufhagte bei der Beurteilung der Angelegenheit stütze, sei "etwas kleinlich". 
Darauihin wurde der Oberwrgermeister nochmals durch den Gebietsbeauf- tragten 
über die Rechtslage belehrt, "... die auch dem Leiter Ihres Bauamtes als be- kamt I 

vorausgesetzt wird. Es ist weiter selbstverständlich. da6 die Behürden in der 
Beachtung der zwingenden Vorschriften mit gutem Beispiel voranzugehen haben und 
da6 sie nicht glauben dürfen, da6 sie sich darUber hinwegsetzen künnen". 47 

44 StAGi 775 
45 StAGi 775 
46 RGBI. I S. 136 
47 M i 7 7 5  



Am 25. März 1941 holte OberbUrgerneister Ritter zu einer breit angelegten 
Rechtfertigung aus, die die Motive der Arbeitskräftebeschaffung offenbarte, in der er 
aber auch versuchte, einen - 2.T. weithergeholten - Bezug zwischen Tiefbaumaßnah- 
men und ihrer Bedeutung für die Wehrmacht herzustellen: bei den Baumaßnahmen 
handele es sich nicht, wie zuniichst vom Gebietsbeauftragten vermutet, um Kanalar- 
beiten fiir eine Sportanlage, sondern um den AnschluS des 1938 eingemeindeten neuen 
Staätteils Wieseck an die B o n .  Die Annahme, da0 es sich um die Sport- i 
anlagen handelte, hatte ja nahegelegen, & mit ihrem Bau die gesamte Aktion der 
Stadt, Kriegsgefangene nach Gießen zu holen, begründet worden war. "Schließlich 
wollte die Stadt an dieser Ringsttaße möglichst bald dreigeschossige Bauten emchten, 

U 

die zum Teil der Wehrmacht zur Verfügung stehen sollten, & sie zu den : 
verschiedenen Kasemen günstig liegen ... Selbstverständlich wäre an diesen Kanal 
auch das Sportfeld angeschlossen worden, wenn es erst zum Ausbau desselben kam". 

Tatsächlich war der Kanal bereits 1939 bis zu einer Länge von 600 m ausgeführt, die 
Arbeiten waren dann aber kriegsbedingt eingestellt worden. Im Oktober 1940 wurden 
die Arbeiten erst wieder fortgesetzt, nachdem die Gefangenen eingetroffen waren. Der 
OberbUrgermeister argumentierte nun so, die Kanalarbeiten seien Vorarbeiten für den 
Sportplatz, die Gefangenenzuteilung fUr Gießen sei aber gerade in Abspache mit dem 
Arbeitsamt wegen des Sportfeldes erfolgt. Von den 262 Kriegsgefangenen arbeiteten 
tatsachlich nur 10 Mann im Rahmen der Kanalarbeiten, im übrigen wurde an dem 
Sporifeld nicht gearbeitet. Die übrigen Gefangenen waren nach einem vom 
Landesarbeitsamt festgesetzten Kontingent dem Arbeitsamt und der Stadt zugespro- 
chen worden, die sie an Firmen oder Behörden weiter vergaben, oder, wie die Stadt, 
selber einsetzten. 

Es sei nun der Zusammenhang zwischen Kanal und Sportfeld, so der Oberbiirger- 
.meister, der fUr die Arbeiten keine weiteren Genehmigungen mehr erforderlich mache. 
Er beschwerte sich deshalb: "Daß ich nun aber letzten Endes mit einer Anzeige beim 
Staatsanwalt rechnen m d ,  weil ich im guten Glauben vielleicht einen formalen Weg 
nicht genau eingehalten habe, dafür fehlt mir jedes Verstilndnis". 

Femer verwies er darauf, da$ die Stadt die Einrichtung, das Grundstück und die 
bauliche Uniehaitungslast äes Lagers trage. Schließlich habe auch das Mitsamt  
Gießen einen Vorteil aus seiner, des ObehUrgermeisters Initiative gezogen. da er es ja 
gewesen sei, äer die ArbeitskrUte besorgt habe. "Ich glaube auch nicht, dai3 daran 
ge4ge.n sein kann, durch eine ablehnende Stellungnahme eine Wiederaufhebung äes 
Gebgeneniagers zu verursachen". 

h 



Der Oberbürgermeister - seiner Sache sehr sicher - verlangte vom Gebietsbeauftragten 
eine Überprüfung seiner Auffassung, "andernfalls ich eine Entscheidung höheren Orts 
beantragen müßte". 48 Eine unverhüllte Drohung, die sich Ritter als Meimitglied in 
maßgeblicher Stellung sicherlich erlauben konnte und die auch fruchtete: denn die 
Angelegenheit fand. wie sich jedenfalls aus den Akten ergibt, keinen weiteren Fort- 
gang. "Als Leiter einer durch die Zeitverhältnisse besonders beanspruchten Stadtver- 
waltung lege ich Wert auf ein förderndes Zusammenarbeiten mit den für mich in 
Frage kommenden Behörden. Ich möchte aber meine Bemühungen im Interesse der 
Stadt, der Wehrmacht und der Gcwerbebetreibenden nicht durch unberechtigte 
Vorwürfe belastet wissen". 49 Es ging dem Oberbürgermeister also darum, wie auch 
schon bei der Anforderung der Kriegsgefangenen, die Entwicklung der Stadt 
voranzutreiben und dabei die Arbeitskraft der Gefangenen im Interesse der Stadt zu 
verwerten. Dabei wollte sich die Stadt auch nicht vom Gebietsbeauftmgten und vom 
Arbeitsamt kontrollieren lassen, was im einzelnen eine notwendige Baumaßnahme 
War. 

Nicht nur in diesem Konflikt hatte sich der Oberbürgermeister durchgesetzt. sondern 
auch in einer wenige Monate sprter einsetzenden Kontroverse. Es ging um den 
Bestand des Lagers "Philosophenwald" überhaupt. Das Lager lag niimlich innerhalb 
der 5-km-Sicherheitszone zum Gießener Flugplatz. Die Abwehr der Wehrmacht 
verlangte deshalb die Verlegung des Kriegsgefangenenlagers. Stattdessen pochte der 
Oberbürgermeister auf einer besseren Bewachung. die den Interessen des Abwehr- 
dienstes genügen müßten. "Eine Henusziehung der Gefangenen aus den hiesigen 
Rüstungs- und kriegswirtschaftlichen Betrieben würde jedenfalls einerseits kaum 
tragbar sein und. soweit ich feststellen konnte. sind andererseits die Betriebe auch 
nicht in der Lage. selbst für eine geeignete Unterkunft der ihr zugeteilten Gefangenen 
zu sorgen". Daraufhin unterblieb die geforderte Verlegung, Gießen behielt sein 
größtes Kriegsgefangenenlager am Philosophenwald. 

3. Zwangsarbeiterlager in Gießen 

Über die Lager und die Lebensverhilltnisse der Zwangsarbeiterinnen und Zwangs- 
arbeiter in Gießen liegen bislang keine Untersuchungen vor. Diese Lager werden als 
sogenannte Zivilarbeiterlager bezeichnet: es handelt sich hierbei um eine Sammel- 
bezeichnung der Lager, die hauptsiichlich für die sog. Zivilarbeiter. in der überwiegen- 

48 Seite 5 des Schreibens.StAGi 775 
49 Ibid. 



den Mehrzahl ausliindische Zwangsarbeiter und Zwangsatbeiterinnen eingerichtet 
worden waren. 50 

a. Allgemeines 

Die Arbeits-, Wohn- und Lebensverhälmisse der "fremdvUlkischen" ArbeiWte  hing 
wesentlich davon ab, woher sie kamen, welcher "Rasse" sie zugeordnet worden waren. 
Die Sondesregelungen, die fUr Fremdarbeiterinnen und Fremdarbeiter aus Polen und 

1 

der Sowjetunim galten, etablierten eine Mehrklassenhierarchie der "Rassen", die 
nicht nur die Verhältnisse in den Betrieben, sondern das Alltagsleben der gesamten 
BevUikerung prägte. 

Eine grundlegende Unterscheidung wurde zwischen den sog. "Westarbeitem" und 
"Ostarbeitern" getroffen. Die "Westarbeiter" waren in Arbeitszeit und Lohn den 
deutschen Arbeitnehmern gleichgestellt, unterlagen aber einer Reihe von 
immateriellen Benachteiligungen und Reglementierungen. In der untersten Schicht der 
Hierarchie rangierten die "slriwischen" Zivilarbeiterinnen und Zivilarbeiter. Mariner 
und Frauen aus Polen oder der Sowjetunion stellten 1944 zusammen fast 55 'Ib der 
"Fremdarbeiter". 52 

"Fremdarbeiter" lebten in Lagern und Barackenbehausungen. die zum Bild aller Städte 
und fast jeden Dorfes gehörten. Allein in einer Stadt wie Berlin gab es mehr als 300 
Auslanderlager, es wird geschiitzt. &ß es im Reichsgebiet etwa 20.000 Lager dieser 
Art gab. 53 

b. Die Gießener Situation 

Neben den beschriebenen Kriegsgefangenenlagem gab es auch im Stadtkreis Gießen 
während des Zweiten Weltkrieges Lager fiir Zivilarbeiter. Hinsichtlich der Zivilarbei- 

50 Ibid.. S. LXXXVI 
51 Iäd.. S. XXXI 
52 Ibid. 
53 Ibid.. S. LXXXVI 
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C. Entwicklung des Umfanges 

Statistische Erhebungen über die Anzahl der Lagerinsassen für die gesamte Dauer des 
Krieges liegen nicht vor, umfassende 58 Aufstellungen sind den Akten nur für die 
zweite Hrlfte der Kriegszeit zu entnehmen. Rückschlüsse für die Gesamtentwicklung 
lassen sich nur aus einigen Indizien ziehen. 59 In einem Vermerk des Polizeidirektors 
in Gießen vom 27.07.1942 heißt es. daß ursprünglich 100 Abzeichen "Ost" zur 
Kennzeichnung von Fremdarbeitern bestellt worden seien. Die Bestellung erfolgte am 
5.6.42, die Lieferung am 25.7.42. Da inzwischen eine weit größere Anzahl an 
Zivilarbeitern zum Arbeitseinsatz gekommen war, wurde eine weitere Bestellung von 
1.000 Kennzeichen "Ost" erforderlich. Denn die Zahl der "Ostw-Fremdarbeiter im 
Zustiindigkeitsbereich der Polizeidirektion Gießen war in dieser Zeit stark angestiegen 
und es wurden, wie es in dem Vermerk hieß. noch weitere "Ostarbeiter" erwartet. 

I d. Mindest- und Höchstalter der beschrftigten Fremd- und Zwangsarbeiter 

Hinsichtlich des Mindestalters für die Beschrftigung kann aufgrund von Angaben 60 
angenommen werden, da6 nur Jugendliche ab 14 Jahren beschrftigt wurden. Kinder 
bis zu 14 Jahren wurden nrmlich gesondert erfaßt und geziihlt. Allerdings gab es 

54 Nr.2393 
55 2393, Hehr 1 
56 Sb 5 ff. d i i  Beitrages 
57 Md. 
58 Die geheime Siaakzpolizei begründet die genawn stat. Erhebungen mit der "derzeitigen Kriegs&" 

(Sdiniben v m  26. Mni 1944). StAGi 2393. Offenbar befürchtete man seitens der fmmdlöndischm 
Zivilubciter Widentahd. 
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davon offenbar auch Ausnahmen. Aus einem SchnftstUck der Polizeidirektion Gießen 
vom 29.10.1944 Uber 9 ukrainische Ostarbeiteiinnen. die bei der Wäscherei Edelweiß 
bescwgt  waren, ergibt sich, da0 die jUngste Arbeiterin ein Kind von 13 Jahren war. 
61 In derselben Akte findet sich auch ein Schriftstück der Poistermöbelfabrik 
Hofmann vom 18.04.1944 Uber 12 mssische Ostiirbeiter, von denen der jüngste 11 
Jahre alt gewesen sein soll. die Ubrigen seien mindestens 15 Jahre alt. 62 

Im Zusammenhang mit den Zivilarbeitem nach dem Stand am 1.6.1944 wurden 45 
Kinder bis zum Alter von 14 Jahren und nach dem Stand am 10.7.1944 50 Kinder 
entsprechenden Alters geziihlt. 63 Soweit sie nicht selbst gearbeitet haben. ist über den 
Verbleib der Kinder wahrend der Arbeitszeit aus den Akten nichts bekannt. Auch ein 
Höchstalter für die Beschiiftigung war aus den Unterlagen nicht zu ermitteln. Der 
äIteste erwähnte Arbeiter war 62 Jahre alt. 64 

e. Administrative Maßnahmen gegenüber Zwangsrirbcitem 

aa. Repressionen und Reglementierungen. 

- Diskriminierende Maßnahmen 

Die Freizügigkeit von AuslWem war stark beschrilnkt. Zwar enthalten die Akten 
einige Hinweise darauf, da0 für Fremdarbeiter grundsdtzlich die Möglichkeit 
bestanden hat. das Lager zu verlassen. 65 Das Leben insbesondere der polnischen 
Zivhkiter/innen und der Ostarbeiter/innen war stark reglementiert. In einem 
Mentblatt für deutsche Betriebfuhrer 66 wird jedem Leiter eines Betriebes 
aufgetragen, sich stets bewußt zu machen. da8 die ihm unterstellten Zivilarbeiter 
polnischen Volkstums Angehurige eines Feindvolkes sind. und er sein Verhalten 
darauf einzustellen hat. Jeder gesellige Verkehr zwischen diesen Zivilarbeitern und 
Deutschen war verboten. Die BetriebsfUhrer hatten darauf zu achten. daß die den 
Ostarbeitem auferlegten Beschdnkungen genauestens eingehalten werden. Diese 
Beschränkungen betrafen u a .  

61 StAGi 2391 Blatt 36 
62 ibid B1.40 
63 IAGi  2393 
64 StAGi 2391. Teilakte 11.32046. BI 38 
65 &AGi 2388. 
66 MeilrMatt iür deutsche BetriebsfUhrer Ukr das Adxitsvehlttnis und die Behandlung von Zivilarbeitem 

polnischen Volkslums, StAGi 2393 



1. den Zwang, ein stets sichtbares, mit der jeweiligen Oberkleidung fest verbundenes 
Abzeichen, 2.B. ein "P". auf der rechten Bmstseite zu tragen, 

1 
4 

2. das Verbot, den Aufenthaltsort ohne besondere Genehmigung der Ortspolizeibeh(k- 
de zu verlassen, j 

2 

3. ein Ausgehverbot fUr die Nachtstunden, I 

'1 
4. das Verbot des Besuches von Theatern, Kinos, Gastsatten u.a., gemeinsam mit der 3 
deutschen Bevöikemng, i 

2 

5. das Verbot der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln oder Fahrrädern ohne 4 
4 

ortspolizeiliche Erlaubnis, j 

B 6. das Verbot des F o t ~ ~ e r e n s  und der Benutzung fotografischer Apparate. 

7. das Verbot des geselligen und insbesondere des intimen Verkehrs mit Deutschen. 

Verstök gegen Ziff. 1 wurden gem. Reichspolizeivemdnung vom 8.3.1940. 67 Ver- 
stöße gegen die Ziff. 2-6 durch die von den höheren Verwaltungsbehörden erhssenen 
Poiizeivemdnung Uber die Lebensführung der polnischen Zivilarbeiter geahndet. Die 
Ahndung von Fäibn des geselligen und insbesondere des intimen Verkehrs zwischen 
pohkchen Ziviiarbeitern und Deutschen erfdgte dutch schtlrfste staatspolizeiliche 
Maßnahmen. Diese Ma&iahmen trafen auch a b  "deutsche Volksgenossen" bezeichne- 
ten Personen, wenn sie zu Polen z. B. unerlaubte Beziehungen anknüpften, Air sie 
Briefe vennittelten, Fahrkarten kauften, Spmtumn und sonstige verknappte Waren 
besorgten, Fahrräder zur VerfUgung stellten, oder die den Polen offenstehenden 
GastsWen während deren Anwesenheit besuchten. Jeder Betriebsführer war ver- 
pflichtet, alle ihm zur Kenntnis kommenden Zuwiderhandlungen seiner Arbeitskräfte 
gegen die bestehenden Anordnungen, sonstiges abträgliches Verhalten der Polen und 
insbew>ndere jedes uneriaubte Verlassen des Arbeitsplatzes durch die polnischen 
Zivilarbeiter unveniiglich der Ortspolizeibehörde zu melden. Die Unterbringung hatte 
grundsätzlich getrennt von deutschen Arbeitskräften zu erfolgen. auch die Pausen und 
Mahizeiten waren getrennt durchzuführen. Die Entlohnung polnischer 

C Arbeiter war grundsätzlich niedriger als die der deutschen Arbeiter 68. Sie er- 

67 Reichsgesetzblatt I. S. 555 
68 Medrbiatt f. den BetnebrHUrrr. a.a.0. 



folgte nach der Reichstarifordnung für polnische landwirtschaftliche Arbeitskräfte 
vom 8.1.1940 69. 

Die arbeitsrechtlichen Regelungen für polnische Arbeitskräfte waren 
grundsätzlich die gleichen, wie für entsprechende reichsdeutsche W t e ,  soweit nicht 
fUr polnische Arbeitskräfte abweichende Bestimmungen getroffen wurden. Im übrigen 
richtete sich das Arbeiisrecht der polnischen Beschäftigten nach den Anordnungen 
über die arbeitsrechtliche Behandlung der Polen, die von den Reichstreuhändem der 
Arbeit, bzw. dem ReichstreuMnder für den öffentlichen Dienst erlassen worden wa- 
ren. Diese Anordnungen enthielten z. B. das Verbot der Lohnfortzahlung an Feier- 
tagen, von Familien- und Kinderzulagen, von Geburten- und Heiratsbeihilfen, von 
Sterbegeldern usw., von zWtzlicher Wochenhilfe und Altersversorgung, von Weih- 
nachtszuwendungen und dergleichen mehr. Der Anspruch auf Urlaub und Familien- 
heimfahrten ruhte aufgmd der Anordnung über den Urlaub der im Reich eingesetzten 
zivilen Arbeitetrinnen polnischen Volkstums vom 3 1.3.194 1. Ausnahmsweise konnte 
in besonderen dringenden Fällen Urlaub gewährt werden. 70 

- Gesundheitspflege 

Um die Mts fäh igke i t  zu erhalten, wurden eine Reihe von Maßnahmen getroffen. In 
einem Scb iben  des Reichsstatthalters vom 16.01.1942 an die Staatlichen Gesund- 
heitsämter, LanMLbe, OberbUrgermeister und staatlichen Polizeiverwalter 71 heißt es. 
die Oesu-mter würden darauf hingewiesen, da6 sowjetische Kriegsgefangene 
ofi m ihrem Voriebm Fiec16i  erlitten hätten. Die Bekämpfung habe durch 
Entlausung zu erfolgen. Zur Verhindexung der Ausbreitung von Krankheiten wurden 
russische Kriegsgefangene vor dem Arbeitseinsatz sorgfältig entlaust und ggf. in 
Q\ü#uiäuie untergebracht. Auch Angehörige andener Nationalitäten wurden regel- 

entlaust IMaankte auslMsche Arbeiter konnten wegen des akuten Mangels 
an Kmhhausbettem aber nur in den dringendsten Fällen in KrankenMusern 
untergehcht werden. 72 Die Verordnung über die Einsatzbedingungen der Ostarbei- 
ter vom 30.06.1942 73 regelt in 8 6 die Entgeltzahlung im Kninkheitsfalle: "Für die 
Tage, an denen der Ostzubeiter wegen Krankheit oder Unfall nicht arbeiten kann. ist, 
so- nicht Krankenhauspflege gegeben wird, lediglich freie Unterkunft und Ver- 

69 seicbrukitrbltt Nr. 2 vom 15. Jm. 1940. 
70 Bdusc d a  RAM vom 1Q09.1941- iiib 17170141 - und vom 01.1 1.1941 - Va 5771.2311725 -. 
71 a tAGiUZBW83  
72 Eäd B W  85 
73 9UOi2390.Blria50 



pflegung vom Unternehmer zu stellen...". Ein Entgelt wurde also im Krankheitsfalle 
nicht gewährt. 

- Benifliche Qualifikation 

% Die berufliche Qualifikation der Fremdarbeiter sollten für deren Arbeitseinsatz 
F.' brmcksichtigt werden. Vom Reichsstaflhalter in Hessen war deshalb mit S c h r e i b  
' 

vom 13.05.1941 bei der Stadt Gießen angefragt worden 74, ob die kriegsgefangenen 
Facharbeiter auch ihren beruflichen Kenntnissen entsprechend beschäftigt wurden. 75 
Um möglichst effektive kriegswichtige Arbeiten leisten zu können. verlangten die 
Firmen von den Behörden, ihnen nur Arbeiter mit bestimmten Qualifikationen, z. B. 
Maurer und Thfbauarbeiter. zuzuteilen. 76 Hinweisen in den Akten ist freitich auch 
zu entnehmen, &ß es sich beim Arbeitseinsritz häufig um schwere körperliche Arbeit 
handelte, denen Fremdarbeiter aus akademischen oder kaufmännischen Berufen meist 

e' nicht gewachsen waren. 77 Häufig ging es weniger um Spezialwissen in einem 
9' besrimmten Beruf. als vielmehr um den Einsatz der Arbeitskraft zur ~"frechtiterhaliun~ 
F' kriegswichtiger Produktion. Die Firma Buderus. Lollar, berichtete beispielsweise in 

einem Schreiben vom 1.12.1944 über neun Holunder, die im dortigen Rüstungsbetrieb 
beschäftigt waren und deren Beruf mit "Musiker" angegeben wurde. 78 

- Sicherheitsmaßnahmen und Abwehr 

Fremdarbeiter durften indessen nicht für alle Aufgaben herangezogen werden. Nach 
einer Verfügung des Reichsinnenministers vom 5.7.1940 79 durfte ein "Einsatz von 
Kolonialtruppen (Farbigen) in der Landwirtschaft" nicht erfolgen. Dieses widersprach 
den ideologischen und rassepolitischen Vorstellungen von einem germanischen 
Reichsnährstand. Landwirtschaft sollte von einem arischen Bauern betrieben werden, 
der sich quasi Leibeigener, vornehmlich aus Polen und Rußland, bediente. 80 

Zum anderen war es ausländischen Arbeitnehmern auch verwehrt, mit Materialien zu 4 
74 StAGi 242, BI. 72 
75 Ern Antwortschreiben enthält die Akte nicht. 
76 StAGi 775 
77 Intewiew. s. Fn. 43 
78 StAGi2388 
79 StAGi 775 
80 Heinrich Graf Einsiedel. Tagebuch der Versuchung: "Wamm nicht in Rußland leben ? Ich möchte gern 

an der Schwanmeerküste Fliegerhorstkommandant sein. in der Nilhe ein großes Gut bewirtschaften. und 
dann sollen die ~ss ischen Leibeigenen sehen ... ! und er machte die Bewegung des Schlagens mit der 
Hundepeitsche "; zitiert nach Giordano. aaO., S. 153 



hantieren, die zum Widerstandleisten geeignet waren. So waren beispielsweise 
"jugoslawische Arbeiter, die mit Sprengstoffen etc. beschrftigt sind, durch andere 
Arbeiter abzulösen". 81 

bb. Anwendung der Reglementierungen in Gießen 

Diese Vorschriften fanden auch in Gießen Beachtung. So beantragte z. B. die Firma 
Poppe mit Schreiben vom 07.03.1941 bei der Polizeidirektion Gießen, da6 ihr 
polnischer Arbeiter Anton B. von Gießen nach Utphe reisen dürfe, um sich seine an 
seinem friiheren Arbeitsplatz befindliche W h h e  abzuholen. Das Ersuchen wurde 
auf* der Verfügung des Reichsstatthalters in Hessen abgelehnt. 82 Dieselbe Firma 
beantragte am 14.3.1941 fiir drei polnische Arbeiter einen Passierschein für einen 
Hehaturlaub. Die Beurlaubung wurde am 21.3.194 1 abgelehnt. 83 Die Alltagspmble- 
me der Fremdarbeiter waren vielschichtig, die Möglichkeiten zur Gestaltung der 
knappen Freizeit äußerst gering. Die Post von polnischen Zivilarbeitem wurde über- 
wacht, unstatthaft war mehr als ein Schreiben monatlich nach Polen und mehr als ein 
Schreiben vierteljarlich an Bekannte oder Verwandte im Reichsgebiet. Die Ar- 
beitgeber der polnischen Zivilarbeiter waren gehalten. die Schreiben der bei ihnen 
tlitigen Arbeiter unverschlossen an die Polizeidirektion abzuliefern. Der Besuch von 
Wirtschaften und Kinos war verboten. Dieses galt zunächst eingeschrtlnkt für Polen, 
später insbesondere für Ostarbeiter/innen. die ohne Führung die Lager nicht verlassen 
durften, & ihre Freizeitgestaltung dort stattfinde. Osmbeiterinnen. die als HauSange- 
stellte tätig waren, durften zum Einkauf ihre Wohnungen ohne Führung verlasen. Da 
ihnen eine Freizeitgestaltung ohnehin nicht geboten werde, sei es ihnen gestattet. sich 
drei Stunden wöchentlich innerhalb des Stadtgebietes frei zu bewegen. Die Arbeit- 
geber waren &für verantwortlich. da6 diese drei Stunden am Tage und nicht abends 
gewtUirt wurden. Polnische Zivilarbeiterinnen durften sich frei bewegen und da ihnen 
eine besondere Wirtschaft in Gießen nicht zugewiesen war, konnten sie jede GUststiltte 
besuchen, sich aber nur in solchen Räumen aufhalten, in denen keine deutschen 
Voilssgenossen anwesend sind. Nach 19.00 Uhr war ihnen der Besuch von 
Wirtschaften verboten. Kinos durften auch von Polen nicht besucht werden. 85 

Die Freizügigkeit war nicht nur rtlumlich. sondern auch zeitlich begrenzt. Nach einem 

81 StAGi 2388. Teilaicte 11.2038. 
82 StAGi2391 
83 Ibid. 
84 Mitteilung des Poli~idirektors Gießen an das Postamt Gießen vom 13.12.1940, StAGi 2389 
85 StAGi 23901UA 20.45 



Muster des Poaizeipräsidiums Berlin erließ der Polizeidirektor von Gießen am 
10.11.1944 eine Anweisung, nach der die Sperrstunde auch für die in PrivUtqmrik- 
ren untergebrachten aw-n Arbeitskräfte auf 21.00 Uhr festgesetzt worde. "Ee- 
ber Ausländer, der wähmd der Sperrstunde außerhalb seiner Unterkunft angeaaffen 
wird und sich nicht einwandfrei ausweisen kann, ist festzunehmen, zm Polizeiwache 

- zu bringen und der Gestapo zu überstellen. Jeder Pole ist nach Festnahme beim T m  
i bmnders scharf zu bewachen, da Polen oftmals gefälschte Ausweise verbargen 

halten und wähtend des Transports wegzuwerfen versuchen". Bei der Vielzahl der 
engen Reglementierungen, die tief in den persönlichen Lebensbereich eingriffen, kam 
es naturgemii6 auch zu Regelverstö8en. Der G e h r  Btlrger A., wohnhaft im Aster- 
weg meldete z. B. der Polizeibehörde, da6 die mit ihm im gleichen Haus w u h ~  
Ehepaare B. und K. mehrfach mit einem polnischen Ehepaar spazieren gegmga  
seien, das keine "Pu-Abzeichen trug. A. machte genaue Zeitangaben und b a n n t e  als 
Zeugen seine Ehefrau und sein Hausmlldchen. Bei den Polen handelte es sich um bas 
Ehepaar S. aus Wwwi tz ,  beide wohnhaft bei K. im Asterweg mit dem Status als 

- polnische Zivilarbeiter. Die Polen und die deutschen Ehepaare bestritten, m dem 
Kennzeichnungsgebot und dem Kontaktverbot gewußt zu haben; sie wurden sodann 
venivanit. 87 

Ende August 1940 beschwerte sich die NSDAP-Kreisleitung im Wettemukreis bei der 
Gestapo in Gießen, daß am 26.08.1940 bei dem Unterzeichner des Schreibens der 
Kreisleitung ein Pole U. a. um Kleidung gebettelt habe. Außerdem hielten sich 
samstagsabends polnische Fremdarbeiter und Kriegsgefangene in der Stadt auf. Da- 
raufhin erging eine Dienstaufsichtsbeschwerde an die Gießener Polizei. sie solle auf 
strengste Einhaltung der Vorschriften über die Behandlung polnischer Zivilarbei- 
terfinnen achten. 88 

Auch der Verkauf von Alkohol an Polen war verboten. Ein Gießener Polizeihaupt- 
wachtmeister meldete, da6 der Kaufmann H. aus der Bahnhofstr. am 19.10.1940 eine 
Flasche Branntwein und der Lebensmittelhandler M. aus dem Leihgesterner Weg 
Flaschenbier an Polen der Firma P. verkauft habe. 89 In der Akte wird auf strengste 
Bestrafung hingewiesen, genauere Maßnahmen gegen die Beteiligten sind aus den 
Unterlagen nicht erkennbar. In den Fällen, die aktenkundig wurden, ging es häufig um 
Alkoholgenu6 oder um Gaststilttenbesuche und / oder Kontakte zu Deutschen. So 
beschwerte sich im Oktober 1940 die NSDAP-Ortsgruppe Gießen W b e r .  daß auch 

86 StAGi 2388AJA II.20.38a 
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Polen in der Gastwirtschaft Speyer bewirtet worden seien. als sich der Zellenleiter, 
Parteigenosse B., mit anderen Parteigenossen dort aufgehalten habe. Die Polen hatten 
sich anstößig benommen, sie seien laut gewesen. Die polizeiliche Untersuchung ergab, 
da6 die Polen nicht nur bewirtet wurden, sondern sich auch mit Deutschen, von denen I 

sie angesprochen worden waren, unterhalten und eine Zeche von 7 RM und ein paar 
Pfennige bezahlt hatten. Die Wirtim gab an. nicht gewußt zu haben. daß sie keine 
Polen bewirten durfte. Sie wurde verwarnt und für den Wiederholungsfall wurde ihr 

j 
eine Bestrafung angedroht. J 

1 
i 

Am 10.12.1940 wurden von der Bahnpolizei betrunkene Polen, Arbeiter beim Bahn- , 
I 

betriebswerk, aufgegriffen. Die Polen verweigerten die Angabe des Namens desjeni- 
gen, der ihnen Alkohol verkauft hatte. Damuhin wurde eine schwere Überwachung 

1 
der Polen angeordnet. 91 

Offensichtlich führten die Vorftllle. die nach Aktenlage h3ufig von Parteidienststellen 
den Behörden gemeldet wurden. dazu. driß der Polizeidirektor am 19.1 1.1940 folgende 
Ma&rahmen anordnete: 92 

"1. Die Revierführer halten sofort Untemcht über die Erlasse und Verordnungen. die 
t die Behandlung der polnischen Zivilarbeiter betreffen. ab. 
i 

2. Die R e ~ i e ~ h r e r  halten die ihnen unterstellten Beamten mu an. ein verschihftes 
Augenmerk auf die Polen zu richten. 

6. Polen, die ohne Kennzeichen oder in Gastwirtschaften angetroffen werden. sind so- 
fort zu inhaftieren und gem. den am 30.10.40 festgesetzten Richtlinien zu behandeln. 

( .  

7. Wenn auch die Durchführung der Uberwrichung in erster Linie Aufgabe der 
Schutzpolizei ist, so soll in diesem Fall die Aufgabe gemeinsam mit der 
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Kriminalpolizei, der Geheimen Siaatspolizei und der Verwaltungspoliizei durchgefUirrt 

aaß die Polizeibehörden auf die Kennzeichnungspflicht der Polen achteten, ist 
ak0enkiindig. So griff die Polizei zwei polnische Zivilarbeiter in Gießen auf, die das 
T-Abzeichen mu mit Nadeln befestigt unter dem Kragenaufschlag ihrer Jaeken 
trugen. Allerdings wurden die beiden Polen nicht wegen der ffberbetungen belangt: 
diese mffe kein0 Schuld: Schuld daran habe vielmehr ihr Arbeitgeber. M. aus 
büheirn a.d. Horidf, und der fUr sie zustilndige Bitrgermister. 93 Wie in diesem 
Fall, so wurde auch die Firma Poppe dafür verantwMtlich gemacht, da0 bei einer 
Betriebsuntersuchung festgestellt wurde, da0 einige polnische Arbeiter in dem Lager 
kein "Pw-Abzeichen trugen. 

' 

Dies sind Beispiele dafUr, da0 die überwachungspflichten der deutschen Arbeitgeber 

Verb& des Krieges verschtlrften sich die Sanktionen, das Mißtrauen gegen 
Fremdarbeiter wudis. "in erster Linie ist es Aufgabe der Geheimen Staatspolizei. die 
F1511e der Arbeitsunlust und Widersetzlichkeiten der ausländischen Arbeitnehmer in 
Beb5eben zu w e n  und w bearbeiten. ... Es wird für möglich gehalten. da0 wtn 

tkutschfeindlich eingestellten Kreisen in besetzten Gebieten berufszerseizende 
Eieaiente in das Reich auf dem Weg der Arbeitsvermittlung geschickt werden". 
In dem Etlaß des Reichsstatthalters in Hessen vom 23.5.1942 % heißt es dazu: 

"Arbetitskriifte aus dem Osten werden als besondere Gefahr angesehen. Für eine 
gewisse Anzahl von Betrieben ist ein Beamter zu bestellen, der die hrwachung am 
Ashdtsplab und in der Unterkunft in Verbindung mit dem Abwehrbeauftragten 
wehrnimmt. Au&erdem ist ein besonders intensiver exekutiver Nachrichtendienst 
innerBalb dieser Arbeits-te aufzubauen. wobei dieser insbesondere auf die 
Ve&mitung kommunistischen -gutes und die Gefahr von Saboiagehsndlun- 
gen zu richten ist. Disziplinlosigkeit wird ausschließlich vmr der Staauitspoliaci 
beklhpft, entweder durch den Leiter der Bewachung nach Weisung der Statgiolizei 
oder durch die Staatspdizei selbst, letzteres durch Einweisung in ein Konzentrations- 

- kger oder durch Somkbehandiung mittels Strang, wobei eine gewisse Anzahl Ost- 
adxitsr der SonderbeWung beizuwohnen hat ..." 

93 St4aZP91. 
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Ob es derartige Fälle in Gießen gegeben hat, ist nicht aktenkundig, es gibt aber 
Hinweise darauf, da6 so verfahren wurde. 97 Auch die Folgen der unterbliebenen 
Kennzeichnungspfiicht wurden scMer  gehandhabt. Ging es zuvor meist mit Ver- 
wamungen ftir die Betroffenen oder die Arbeitgeber ab, wurde in einem Fall. der sich 
am 12.6.1942 ereignete, Anzeige erhoben. Der Gestapo-Angestellte J. Even griff an 
diesem Tag um 1.20 Uhr auf dem Bahnhof in Gie6en einen polnischen Zivilarbeiter I 

auf, der das "Pu-Abzeichen nicht tmg, freilich im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis 
war. Der Pole bemndete diesen Sachverhalt damit, daß er auf dem Weg zu Arbeit sei 
(nach Sinn im damaligen Dill-Kreis) und &ß ihn, wenn er das "P"-Abzeichen trüge, 
die Leute anstarren würden. Es wurde Anzeige erstattet und der Fall am 15.6.1942 
dem Amtsanwalt in Gießen Ubersandt. 98 

IV. Zusammenfassung 

6 Aus den Listen und der Kariierung der Lager wird ersichtlich. daß es eine Fülle von 
grö$eren und kleineren Lagern fiir Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter in Gießen 
gegeben hat. 113 der Zwangsiubeiter war offenbar privat untergebracht. Neben einem 
al1gemcinen lokaihistorischen Interesse ist die Thematik der Zwangsarbeit im 
nati-ziaüJten DeutschSand nach wie vor aktuell, wie Publikationen loO 
belegen und Ausstellungen lol ins Bewußtsein rufen. Die Klage einer ehemaligen 
Zwangsarbeiterin auf Nachzahlung von Arbeitslohn und Schadensersatz in einem 
Musieqxozeß gegen die Firma Siemens AG. sowie &s abweisende Urteil des 

97 Iotcniew (Uche Fn. 43): Ein Russe wurde im Betrieb anllßlich einer Untersuchung einer 
Diuiplmlorigkeit von einem Qcrtrpomann h t P l  zusnmmengeschlagm und mitgenommen. Die Firina 
bat t i a r  seinen Weilmn Veibleib nichts mehr erfahren. Der Russe hafte fUr andere Landnleute 
hochpmzcntignt Spifmir aus dem BetrKb besorgt. ein Russe war in Folge AlkokolpnuQes pesto&en. 

98 StAGi 2391. 
99 En&cbik&ng des Europ. Padamenis zu EntscMdigungszrdilwigm fUr ehemalige Zwangsarbeiter der 

deutrcbrn Wust&. m Amtsblsn &r Eu*. aenicinschafkn Nr. C 361130 vom 17.02.1986. S. 16. 
100 Sachae. Crroli: Zwaiyrorbcit wischer und nichrjüdischer Frauen und MInner bei der Firma Siemens 

1940 - 1945. h JWK 1991. S.1-24 Mcscbede, Eva: Gerechtigkeit. wjPhn. in: ME ZEiT. 31. 
August 1990, S. 18: "Die ~ncrhöde Sinnmc an Eknd Leid iaid Tod". m Frankfuder Runbdrßu. M. 
Aug. 1991. S. 19; Kopp. W m :  "Der msngenehmen WahrbAit oft ausgewirhenn. Ui: Fmnidbrtcr 
Riindsdmu. WehaciUen 1990. S. 24: Reantsma Jan Philipp: "In &r Hoffnung. da6 Sie Verständnis 
ffir unacfc Absage haben". in: Frankfurter Rundschau. 8. Juli 1989. S. 14: IIcss. Institut fiir 
Ldmrfmtbiiduig (H=.): "RO;sfmgsinduune und Zwangsarbeii in Allendoff. 

101 "Industrie, BeMrdcn und Kamentmtionslager 1938 - 1945" "Reaktionen 1989 / 90". Ausstellung 
vom 14. - 28. Sc@. 1990 im "Eulensul" der Muttwdachen Lpndesbibliothek in Kassel: 
"Von Wudifmuen, G ~ ~ ~ h c n m k i n c r  und Zwang~rbeitem". Auutellnng in der Marburger Universitäts- 
bibliothek NovJDez 1991: "Erinnern an Breitmau 1933 - 1945". Ausstellung der Ciesamihodisrhuk 
Kassel 1986. 



Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter sind in Gießen im ttiglichen Leben wYhrend des 
Krieges auch öffentlich in Erscheinung getreten. Dies belegen nicht nur die in den 
Akten festgehaltenen Vorkommnisse und die &rauf bezogenen Reaktionen von 
Verwaltung. Polizei und Parteidienststellen. sondem wird auch durch die Integration 
der Kriegsgefangenen und Fremdarbeiter in das Arbeitsleben bestätigt. Durch die von 
staatlicher Seite angeordnete Kennzeichnungspflicht waren sie für Deutsche als solche 
zu erkennen. 

Für die lokale Ebene lassen sich aus den Akten keine durchgilngig scharfen Kontrollen 
auf Einhaltung aller Reglementierungen in den Betrieben gegenüber den Zwangmbei- 
tem ermitteln. Eine zuverlässige Einschiitzung hierüber wie über die Lebensbedingun- 
gen im einzelnen ist freilich aus den bisherigen Befunden noch nicht zu gewinnen. 
hierzu bedarf es genauerer Untersuchungen in den einzelnen Betrieben und bei den 
Arbeitsstellen. In kieineren Betrieben und in der Landwirtschaft scheinen die Kenn- 
zeichnungspflicht. das Verbot des persönlichen Umgangs sowie der gemeinsamen 
Einnahme von Mahlzeiten mit Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen oder das Verbot, 
Fahr* zu benutzen, eher nachussig oder gleichgültig gehandhabt worden zu sein. 
Verwaltungsvorgänge wegen Verst6l.k gegen solche Ge- und Verbote endeten aus- 
weislich der Akten meist mit einer Verwarnung der Beteiligten. Allerdings ist min- 
destens in einem Fall auch die Gestapo tiltig geworden, der zum Tod des betreffenden 



n diirfte. Schließlich erscheint auMLllig, d& 
stammten, die Parteiämter innehatten ader 

' sich msüdkkkk als Parteigenossen bezeichneten. d 




